
Bundessozialgerichi

2 RU 200/6@;

_
Verkündet

' am 2‘ Mai 4965

I\J
—

Ä
':

'

Im Namen ‚des Volkes ‚‘

- I In dem Rechissfryeii

zu 40 und 2°
4 .Klägerinnen Und Rovisions kläge—

rinnen,

izu5 ' “
Beigoladcne und

Revisionsklä—.w

gorin,

-; '_"‘‚ 'g e g e n ',

Beklagte und Revisiohsbeklagte‚;

hat der
2

Senat des Bundessozialgerichts auf
die

Vmündliche Verhandlung vom 25 Mai 4965 dur ch

'SenatsPräsident B r a c k m a n n ,-
—

Vorsitzender —

'Bundesrichtcr 'D e m i a n i ’und

4‘Bunde8richter ' Dro B a r e s e l“, '
'_%uaüea szialaic■tea % u n n e 9

_
unü

'Eunäcssözialrichtcr D r e w s

für Recht erkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 2 _ '_'!

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—West—

falen vom 400 September 4965 wird aufgehobeno

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Münster vom 280 April 4959 wird zu—

rückgewieseno . _ ‚
3»

Die Beklagte hat den Klägerinnen zu 40 und 2a die

außergerichtlichen Kosten des Berufungs— und Re—

}_visionsverfahrens zu erstatteno

L

___—___——____

Die Klägerin
zu 4° ist die „itwe, die

Klägerin
zu 20 die

\

Tochter des am 42„ Septemeer 4957 verstorbenen Buchhalters

lritz H::i::::m Sie beanspruchen Hinterbliebenenentschädi—

gung aus der gesetzlichen Unfallversicherung (UV)o Sie sind

der Auffassung, daß der Unfall vom 440 September 4957, auf

den der Tod H:::::s:z_zurückzuführen ist, ein nach den Vor—

schriften des 50 Buches der Reichsversieherungsordnung (RVG)

zu entschädigender Arbeitsunfall war„ Über den Hergang die—

ses Unfalls entha3lt da 5 Urteil des Landessozialgerichts (LSG)

folgende Feststellungen:
.

3„.' D

Der am 25° April‘4908 geborene Ehemann der Klägerin zu 40

hatte im Oktober 4945 eine Vernundung erlitten, die damals

zu einer Amputation des linken Unterschenkels führte und ihn

zwang, eine Unterschenkelprothese zu tragen„ Im Jahre 4957

war er als Buchhalter im Betriebe des Bauunternehmers w:::;:„

in Gescher Kreis Coesfeld beschäftigto Den Weg von seiner in

Stadtlohn gelegenen Wohnung zur Arbeitsstätte und zurück 3

legte er regelmäßig mit einem Yoped zurück Auf einer sol—‘

chen lehrt von Stadtlohn nach Gcs eher verunglückte er am

440 September 4957 gegen 45 45 Uhr„ Es steht dabei nicht

fest‚ ob sich die Unterschenkelprothese wäh1end der Fahrt

vom Bein gelöst hatte oder ob der Verunglüclcte mit i‘es tsit—

sender Prothese lediglich vom Fahrzeugpedal aegerutscht isto
li
J'
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Jedenfalls glitt er mit dem
■inken

Fuß vom Fahrzeugpedal ab,

geriet dadurch ins Schleudern und fuhr gegen einen Straßen—

bauma Er stürzte‚ fiel in den an der Unfgllstelle befindli—

chen Straßengraben und erlitt einen Bruch des linken Ober—

schenkels° Infolge einer Fettverschleppung von der Knochen—

bruchgegend in den _auf verstarb er am folgenden Tage

im Krankenhaus in S

Das dmals zuständige Versorgungsemt (VersogA) Münster er—
kannte den Tod des Lhemannes der Klägerin zu 40 als Folge

einer Schädigung im Sinne des 5 4 des Bundesvereorgungsge—

setzes (B“G) an und begründete das damit, daß die als Schä—

digungsfolgen im Sinne des 5 1 BVG ano kannten Körperschädi—

gungen Ursache des Unfalls ‘seien‚ an dessen b‘olgen der Tod

eingetreten s 10 Es gewährte den Klägerinnen Versorgungslei—

stungen°

Die Beklagte lehnte die
Bntschädigungsansprüche

der Kläge—
‚rinnen durch Bescheid vom 420 August 495 8 mit folgender Be—

gründung ab: Die Fußldhmung rechts ebenso wie der Unterschen—

kelverlust links seien Fol@en einer Kriegsdienstbeschädigungo ;

Dadurch‚ daß Hartmann trotz dieser Behinderung seinen Weg j

zur Arbeit mit einem Iäoped zur*t ckgwele t habe, habe er sich ’

einer besonderen betriebsunabhängigen Gefahr ausgesetzt, der

er dann zum Opfer gefallen sei„ Die zum Tod führende Ver—
‘

letzung sei nicht Folge der betrieblichen Tätigkeit, sondern

nur mittelbare Folge der Krie gsdienstbeschädigunga

Gegen diesen Bescheid haben die Klägerinnen Klage beim So—
.zielgericht (SG) Münster erhobeno Durch Urteil vom 280 April

4959 hat das SG die Beklagte unter Aufhebung des Beseheids

vom 420 August 1958 verurteilt, der Klägerin und ihrer Toch—

ter aus Anlaß des Unfalls des Bhemennes bzw° Vaters Fritz

H:ain:z:_vom 440 September 4957 die gesetzliche Hinterblie—

benenentschädigung zu gewähren‘) '
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Zur Begründung hat das SG ua ausgeführt: Die Fahrt, auf

der sich der Unfall ereignet habe, habe mit der Tätigkeit

des Ehemannes H:;farngim Betrieb seines Arbeitgebers in

inneren Zusammenhang gestanden (@ 545 aF RVO)„ Es sei nicht
erwiesen, daß, wie die Beklagte angenommen habe, sich die

Prothese gelöst habe, vielmehr sei nach den Aussagen der

Zeugen anzunehmen, daß Ht:i■:mzzvem Pedal abgerutseht sei()

Ein solches Ereignis sei nicht typisch für einen Unter—

schenkelamputierten, sondern könne auch bei gesunden'Fah—

rern vorkommeno thmntxz.habc sich desselben Kraftrades

schon seit Jahren für seine Wege bedient, ohne dabei einen

annähernd gleichen Unfall erlitten zu haben„ Er habe des—

halb auch nicht mit einer besonderen Gefahr zu rechnen

brauchen° Der Unfall sei wahrscheinlich nicht so sehr die

Folge des Abrutschens als vielmehr eine Folge der Unaeht—LA

samkeit des Verletzten„ Die Auffassung der Beklagten würde

zu unhaltbaren Ergebnissen für körperbehinderte kraftfeh—t

rende Arbeitnehmer führen° Der Tod sei durch eine
Fetten—”

bolie als Folge des Knochenbruches verursacht wordeno Der

Entschädigungsansprueh der Klägerinnen sei deshalb unab—

hängig davon gegeben, daß sie zugleich auch Hinterbliebenen—

versorgung erhielten° '
. V

Die Beklagte hat gegen dieses Urteil beim LSG Nordrhein—
Westfalen Berufung eingelegt° Das LSG hat durch Beschluß

vom 280 August 1962 das Land Nordrhein—Westfalen, vertre—

ten durch das LVersorgA Münster, zum Verfahren beigeladen°

Nachdem dieses LVersorgA mitgeteilt hatte, daß inzwischen

das LVersorgA Hamburg zuständig geworden sei, hat das LSG

durch Beschluß vom 250 April 1965 die Beiladnng aufgeho—

ben und die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch

das LVersorgA Hamburg, zum Verfahren beigeladen„ Durch Ur—

teil vom 100 September 1965 hat das LSG das Urteil des SG

Münster abgeändert und die hlage abgewieseno Die Revision

ist vom LSG zugelassen werden„
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Zur Ee5ründun5 hat das LSG ua ausgeführt, es könne dahinge—

stellt bleiben, ob sich die Unte°sehenkelprothese des Ehe—

mannes sz:zzzz.hereits während der Fahrt 5elöst habe oder

r st nac]her von Straßenpdss anten abgenommen werden seio

In Jedem Falle sei der Verung :1ückte au;f der Fahrt von der

Wohnung zur Arbeitsstättefund damit auf einer vom Schutz

der gesetzlichen UV erfaßten Fahrt zu Sehe en 5ekommen° Da

er nach dem S chve ers töndi50n5utneht0n auch an den E‘olgen
.des Unfe 11s verstorben sei, liege ein Arbeitsunfall im Sinne

des € 5@5 aF RVO vor, für d sen intschdei5un5 5rundsatzlich

die UV cinzustehen habeo Es könne l:eine Red 0 davon sein, daß

der Verun51ückte sich durch die Eenutzun5 eines Mopeds einer

ber end ercn betri ebsunabhängi5en Gefahr au55csetzt habe„ Das

würde auch de nn nicht zutrci fen, wenn man ennehme, daß die

Prothese sich gelöst habeo Ein Eeinamputierter besitze zwar

re5elmäßi5 nicht dieselbe Sicherheit im Führen des Fahr—

zeugs wie ein R rpcrlich Unvers ehrtero Bei der heutigen Be—

schaffenheit der erthepädis chen Hilf „mittel könne Jedoch in

der Benutzun5 ein‘s hope ds durch einen Unterschenkelamputier—

ten noch keine besondere Gefahr erblickt werden° Der Verun—

glückte habe auch die Strecke schon längere Zeit täglich zu—
rück5ele5t, ohne einen annähernd ähnlichen Unfall erlitten

zu holen() Es bestehe auch kein Anhaltspunkt dafür, daß er
sich leichtsirni5 verhalten habe„ Die gesetzliche UV schätze

den Versicherten grundsätzlich in dem Gesundheitszustend, in

dem er zur Aufnahme seiner Tätigkeit entrete, auch wenn die—

ser Zustand eine größere Uni allenfölligkeit bedinge° Gleich—

\:0hl hehe die UV für die‘Felgen des Unfalls nicht einzutre-

ten, denn nach % 541 Nr„ 9 aF RVO bestehe in derartigen Fäl—
len Versicherun5sfreih0it° es zust‘ndi5e Versor5A ha ee den

Unfall als mittelbare 10150 einer Schädi5un5 im Sinne des
@ 4 BVG ener<annt und 5ewähre Vers er5un'slei„tun5eno Dem

stehe nicht entgegen, daß nach der Verurteilun5 der Lekle5—

ten durcn des SG die Huhensbes „timmun5 des € 65 BVG zur An—

wendun5 5el:emmcn soi„ Daß ein Anspruch aus der UV entfalle‚

er5 ehe sich auch aus @ 54 Satz 4 BVG„ Die zur Amputation

führende Verletzung sei innerhalb des Zeeitraums vom 1„ Janu—

&“ 1942 bis zum 80 Mai 4945 eingetreten° Sie und nicht erst

f
_. 0 _
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der Unfall vomii° September4957sei das schädigendeEr—
eignis im Sinne des % 1 BVG„ Der Unfall sei erst die mittel—
bare Folge der im Krieg eingetretenen Schädigung geweseno

Durch @ 54 BVG sollten die Schädigungsfolgen erfaßt werden,

die ihren Ursprung in den vom 40 Januar 1942 bis zum 80 Mai

1945 erfolgten Einwirkungen hätten° Würde man den Unfall %
als das schädigende Ereignis ansehen, so würde damit zwangs—

läufig das größere Unfallrisiko der Kriegsverletzten.der

UV aufß€büfd0t werden„ Durch @54 BVG solle aber gerade. “
sichergestellt werden, daß die mittelbaren Sehädigungsfol4

gen einer Kriegseinwirkung versorbung rsrechtlieh entschädigt

würden°
_

‘ , ‚„ \

Das Urteil ist sowohl den Prozeßbevollmächtigten der Klä—

gerinnen als auch dem LVersorgA am 4„ Oktober 1965 zuge— \
stellt werden() Die Klägerinnen haben bogzen da Urteil em
”0 Oktober 4965 Revision eingelegt und sie am 80 November

196 begrundeto Das LVersorgA Hamburg ha t am 19 Oktober

0

1965 Revision oingelebt und sie zugleich auch begrüundeto

Die Klägerinnen beantragen,‘
‘ unter Aufhebung des Urteils des

LSG
die Beklagte

entsprechend dem Urteil des SG zu\erurteilen‚ die

gesetzliche Hinterbliebenenen*tenadigung zu ge—

währeno '

Das LVersorgA beantragt,
.

das Urteil des LSG aufzuheben und die Beklagte

zu verurteilen, den Klägerinnen die gesetzliche

\
Hint01bliebenenents chädigung aus Anlaß des töd—

lichen Unfalls ihres Ehcmanns bsw° Vaters zu ge—

währcno

Die Klägerinnen sind der Auffassung, % 544 Nr„ 9 aF RVG
könne nicht angewendet werden, weil das BVG nicht—den in

dieser Vorschrift allein erwa hnten Wehrmachts vers orgungs—

geset;en gleichzustellen sei, % 54 BVG sei nur dann anzu—
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wenden, wenn dasselbe
Ereiknis

zugleich ein Arbeitsunfull und

eine gesundheitsschädigende Einwirkung im Sinne des BVG seio

Die im Ergebnis gleiche Auffassung vertritt das LVersorgA°

Die Eck egtc beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie führt ua aus, die Klü$erinnen hätten dadurch, daß sie „
den Bescheid des VersorgAjnicht angefochten hätten, aner—

kannt, daß der Unfalltod eine mittelbare Folge einer Schä—

digung im Sinne des 5 1 BVG seia Folgeriehtigerweise könn—

ten sie euch wegen des Unfalltodes nicht Ansprüche—gegen

die gesetzliche UV erheben„ Die Klägerinnen hätten auch gar
kein Interesse an derert■gen Ansprüchen, da es für sie

gleichgültig sei, ob ihre gleichbleibenden Bezüge allein

von den Versorgungsdienststcllen oder zum größeren Teile

von der Beklagten und nur
zu einem Spitzenbetreg von der

Versorgung gewährt uürdcno

II

Die durch Zulassung (@ 162 Abs„ 1 Nr° 1 des Sezielgerichts—
gesetzcs —SGG-) stetthef‘en Revisionen sind form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet worden und somit zulässige

Sie sind auch begründet; Für die Berechtigung der Klägerinnen,\

ihren Entschädigungsens■ruch nach den Vorschriften dis 30 Bu—

ches der EVO gegenüber der Beklagten geltend zu machen, ist

es entgegen der Auffassüng der Beklagten ohne Bedeutung,

daß — mögliche weis — sich infolge der Ruhensvorschriften

des BVG beim Zusammentr ffen von Leistungen der UV und der

Versorgung wirtschaftlich im Ergebnis kein wesentlich höhe—

rer Betrag ergibto

Nach den Feststellungen des LSG, die insoweit nicht durch

begründete Rügen angefochten werden sind (@ 765 SGG)‚ hat
sich der Unfall des Ehemannes H::mzznz, wie des ESG zu—

treffend ausgeführt hat, bei einer nach 5 545 EVO eF unter

VC“SiChCTUHESSChUÜZstehenden Fahrt erei{neto Für den Ent—‚»

5
_ 8 _
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sehädigungsanspruch nach den Vorschriften der gesetzlichen
UV ist es auch ohne Bedeutung, ob Folgen der Kriegsbeschädi—

gung beim Zustandekommen des Unfalls mitgewirkt haben„ Das

LSG hat mit Recht ‘us Zurückleben des versicherten Weges als
eine rechtlich wesentliche Teilursache für den Eintritt des

Unfallereignisses angesehene Dem steht auch nicht entgegen,i

daß andererseits das Vers rgA den Unfall und den durch den

Unfall herbeigeführten Tod als eine mittelbare Folge der
‘

Kriegsbeschädigung angesehen hat„ Die Beklagte verlenn mög—‘

licherweise, daß von den zahlreichen Ursachen im naturwissen—

schaftlich—philosophischen Sinne, deren Zusammenwirken das

Eintreten eines Ereignisses zur Folge hat, mehrere wesent—

lich im Reehtssinn sein können„ Für die Entscheidung über den

Anspruch aus der gesetzlichen UV kommt es in einem solehen

Fall nur darauf an, ob die für das Unfallrecht bedeutsame

Teilurseche zu den rechtlich wesentlichen Ursachen gehörte

Das ist im vorliegenden Fall für das Zurücklegen des unter
Versicherungssehutz stehenden Weges zu bejehrcna

Da nach den Feststellungen des LSG das Unfallereignis auf

dem Wege zur Arbeit auch den Tod des hhemanns H111112:.V8T—

1rsaeht hat, steht somit, wie das LSG zutreffend ausgeführt

hat‚ den Klägerinnen grundsätzlich ein Anspruch auf Entschä—
DJ,.

digung nach den Vorschriiten des 50 Buches der BVG zug

/ . ’ ‚ . ‘,

.,.Dieser Anspruch ist auch —entßegen der Auffassung des DSG —
nicht durch % 541 Nr° 9 BVG aF ausgeschlosseno

}
\

_,/Diese Nr° ist durch die Verordnung vom 16„ April 794‚ (RGBL
I 50 267) rückwirkend vom 70 Janua 1942 an in die RVO einge—

fügt werdeno Bis dahin waren zwar Personengruppen, die bei

nfällen während ihrer dienstlichen Tätigkeit Anspruch auf

Versorgung hatten, für diese dienstliche Tätigkeit von der

gesetzlichen UV ausgenommen (“versieherungsfrei”), so daß

sie keine Ansprüche nach den Vorschriften der gesetzlichen

UV auf Entschädigung für die Folgen derartiger Unfälle hatten

(vgl° @ 554 Nro ? der BVG in der bis zum 510 Dezember 4941
„ „, ‚. _

„rt

'. _. -9—
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.
geltenden Fassung, @ 544 Nr" 2 der RVO in der am 10 Januar

1942 in Kraft getretenen Fassung noch dem 60 ÄndG)° Dagegen

gab es im Recht der gesetzlichen UV keine Vorschriften, die

für den Fall des Zusammentreffens von Ansprüchen nach dem

5„ Buch der ”V0 und nach Versorgungsrccht den unfallrecht—

lichen Ansnrueh eusschlossen oder einschränkten° Nur das

Versor;ungsrcoht_enthielt Vorschriften für den Full, daß der

1 eine Körperverletzung oder Tötung verursachte Schaden
gleichzeitig Ansprüche nach dem 50 Buch der EVO und nach Ver—

sorgungsreeht begründete (vclo soBo @@65, 64 des Reichsver—

sorgungsgesetzes‚ @@99a, 1213 des Wehrmachtsfürsorge— und

—versorgungsg setzes vom 260 August 4938, € 9 der Personen—

sehädenverordnung vom
4; September 1959/100 November 1940)0

Diese Vorschriften stinmten aber im Grundsatz darin überein,

daß der Anspruch nach dem 5„ Euch der EVO unberührt blieb

und nur der Versorgungsanspruch eingeschränkt wurde, indem

er in solchen Fällen in Höhe d r Leistungen der Unfallver—

sicherung ruhte° Schon die E rsonenschädenverordnung (% 19)

hatte allerdings den UVLTrägern einen Erstettungsenspruch

eingeräumto Kit Rücksicht darauf, daß grundsätzlich alle

Deutschen zum Dienst für die Zwecke des Krieges verpflich—

tet weren, sndercrs its aber auch die Zivilbevölkerung in

zunehmendem Maße von
unmittelbaren Kriegseinwirzungen —

ins esondere von Auswirkungen des Luftkrieges — betroffen

uurde und infolgedessen die schädigenden Lreignisse durch

solche Einwirkungen 3 nehmen, die rechtlich zugleich Ar—

beitsunfälle während der Arbeit oder auf den Wegen nach

oder von der Arbeitsstätte waren, wurden die UV—Träger

durch die neue nr, 9 des @ 541 RVO uF nunmehr rückwirkend

für die Versicherungsiälle nach dem 310 Dezember 1944 durch

den Wegfall der Ansprüche nach dem 50 Buch der BVG voll—

ständig entlasteto

_Es kann im vorliegenden Fall dahingestellt bleiben, welche
Bedeutung die Entwicklung des Versorgungsrechts in den er—
sten Jenren nach dem Zusammenbruch für die Geltung der

Nr„ 9 des 5 541 RVG aF gehabt hat (Vglo hierzu 2 Bo Brück—

nann, Handbuch der SozoVerso Bd„ II Stand 20 und 50 Nach—

trag S„ 479, 487 und auch Bayero LVAmt, Amtsblo 1949 S„146,
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1052 B S. 53) Ifach der Auffassung des erkennenden Sunam
hat 5 541 Lr 9 RVG aF jedenfalls für Versieherungsfälle im

Sinne der gesetzlichen UV keine Bedeutung sehr, die, wie im
vorliegenden Fell, nach dem Inkrafttreten des BVG am 1 Okto—

ber 4950 eingetreten sind. > 3
>

' ‘
&,

Die Nr. 9 des % 541 EVO aF ist schon ihrem Wortlaut nach auf
Ansprüche nach dem BVG nicht anwendbar„ Der Bundesgesetzgeber

hat auch durch das BVG die Wehrmachtsversorgungsgesetze, auf

die 9 541 Lr. 9 EVO aF Bezug nimmt, aufgehoben (5 B4 Abs„ 2
Nr° 2 BVG), er hat aber den Wortlaut der- ro 9 nicht verän-

dert ur& auch später nur die Lr° 2 des % 54" RVG aF durch das
Gesetz ven 27‚ Juli 1957 (IC—Bl° I S„ WC) an das neue Recht

angepaßt. Vor allem aber enthält das BVG nicht nur in 5 65

eine dem irtheren Recht etwa entsgrechende Ruhensvorschrift

für den Fall des Zusammentreffens ven Unfall— und Versor—

gungsansprtchen, die wi ederum nur die Ansprüche nach dem BVG

berührt, vielmehr enthält 5 54 BVG eine auch unmittelbar

in das Recht des 3‚ Buches der EVO eingreifende Vorschrift°

U
)

|„
v. 0 (schließt —en sprechend der durch die Nr„ 9 des 5 547

RVO aF geschaffen01Rechtslegc — fur Versicherungsfä Ile vom}

40 Januar 1942 an einen ■nsprueh gegen den UV—Träger aus, „

beschränkt das jedoch ausdrueklich auf die Zeit bis zum
8‚ Mai 1945„ Boreus ist nach der Luffessung des erkennenden

‘Senats der Schluß zu ziehen, daß der Gesetzgeber durch „
€ 54 BVG einerseits es Z*w armer t:e ffen von Ansprüchen aus da>

UV und der Versorgung für VersiCherungpfälle vor dem 10 Ju—

nunr 9A2 , wie bisher, nur durch die Euhensvorschrift für
.

die Versorgungsleistungen regeln, andererseits aber die
von4

\fi‚ Januar 1942 an eingetretene Ertla;tung der UV—Trü er nun—
mehr auf die Versicherungsfälle bis zum 8° Mai 1945 beschrän—

'ken und von da an gleichfalls das Zusammentreffen von lei—
{‘stungen nur durch die Ruhensvorschriit regeln wollte (vglo

hierzu auch Wilke Bundesversorgungsgcsetz 7960 Arm" zu C 54;
Verwaltungsvorsehriften zum BVG in den Fassungen vom 3

August 4955 und 5‚ September 1958 zu @@54 und 65 BVG)„ Da—

nach ist aber die Kr„ 9 des 5 541 RVG33 Jedenfalls spä—
testens mit dem Inkrafttreten des BVG außer Kraft getreten,
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!
so daß sie für die Ansprüche der Klägerinnen gegen die

Beklagte auf Hinterblicbenenentschädigung wegen des durch

den Arbeitsunfall vom
iii

September 1957 verursachten To—

des ihres Ehemann s a„ 450 September 1957 keine Bedeutung

hat„

Der Anspruch der Klägeribnen ist auch nicht durch 5 54

BVG ausgeschlossen„ Der Wortlaut dieser Vorschrift kann 1

nur einheitlich für
beide

Sä‘tze ausgelegt werden, so daß

aus dem zweiten Satz — entgegen der Auffassung des LSG

nicht die Folgerung abzuleitcn ist, der Gesetzgeber habetuch
nach dem 50 Buch der EVO

ausschließen wallen, wenn das ehudi ende Ereignis im

allen Fällen den Anspl

Sinne des Versorgun gsrccrts im Zeitraum vom 10 Janu°

4942 bis zum 80 Mai 49M5 eingetreten ware Vielmehr er—

gibt sich aus dem ers e1‘8at z nach der Lufiassu ng des

erkennenden Senats, daß 5 54 BVG nur dann den Entschä—

diguxgsans pr uch nach dem 3° Buch der RVG ausschließt,

wenn dasselbe — in der Zeit vom 40 Januar i9ä2 bis zum

8° Mai 1945 eingetretend
- sächliche Lreitnis su—

glcich ein Arbeitsunfal im Sinne der gescctzliclxen UV

und eine gesundheitsschädige: de nvntirlunb im Sinn)

des V “°oruunt srechts ist" 5 54 BVG ist deshalb auf den

vorliegenden Fall nicht anwendbar, da der Versorgungs—

anspruch auf der Veruundung im Oktober 1945 und deren

Folgen beruht, u‘ährend die für den UV—Anspruch maßge—

benden Ereignisse der
Aibeitsunfall

vom 310 Septemeer

1957 und der d rch ihn verursachte Tod des Euchha tere
H-;.;-.:<

‘; :: S ind
o 1

Durch das am 40 Juli ■965 in Kraft getretene UVNG vom
300 April 4963 (BGBl I 80 241) ist das Zusammentreffen von

Unfall— und Vers rgungsen sprüchen in s 544 Abs„ 4 Nr„ 2
BVD h? neu geregelt werden„ Der Gesetzgeber hat hier

ausdrücklich bestimmt, daß die Ansprüche nach dem Recht

der ges „t lichen UV dann nicht ausgeschlossen sind,

wenn der Arbeitsunfall, wie im vorliegenden L‘ll, zu—

i
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gleich die Folge einer Schädigung im Sinne des BVG ist(, Die—

se Neuregelung hat jedoch für den vorliegenden Fall keine

Bedeutung, da 5 54? Abs; 4 BVG nF nur für Arbeitsunfälle

gilt, die sich nach dem Inkrafttreten des UVNG ereignet

haben (Arte 4 55 l, 2 Absa @, 45 UVNG)„

Da somit die Ansprüche der Klägerinnen nach dem Recht des

30 Euches der BVG weder durch 5 541 Nr„ 9 BVG aF noch durch

5,54 BVG ausgeschlossen sind, hat das SG die Beklagte zu
Recht verurteilt, den Klägerinnen Hinterbliebenenentschädi—

gung zu gewähreno Die Revisionen der hlägerinnen und der

Eeigeladenen sind begründete Das Urteil des LSG mußte auf—

-gehohen und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

SG Münster zurückgewiesen werden°

Die Entscheidung über die den Klägerinnen im Berufungs— und

Revisionsverfehren entstandenen außergerichtlichen Kosten

beruht auf 5 495 SGG„ Die Eeigelndenc hat nach 5 495 Abso 4
73SGG keinen nn33 uch auf Erstattung ihrer Kosteno
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